






























nutzungsanreize stehen . Insbesondere der Verkehrslärm ist durch technische 
Maßnahmen an den Fahrzeugen zu verringern. 

Arten- und Biotopschutz -
eine wichtige Aufgabe 
Viele unserer heimischen Tier- und Pflanzenarten sind vom Aussterben be­
droht. Für die CDU Saar sind deshalb umfassende und wirkungsvolle Maß­
nahmen des Artenschutzes ein Gebot der Stunde. Eine wesentliche Forderung 
ist die verstärkte Ausweisung von Naturschutzgebieten, von geschützten 
Landschaftsbestandteilen und von Naturdenkmälern. Alle gefährdeten Bio­
toptypen sollen umfassend geschützt werden. 

Der Arten- und Biotopschutz hat auch im landwirtschaftlich genutzten Bereich 
seine Berechtigung . Er dient nicht nur der Erhaltung der ökologischen Stabili ­
tät, sondern schafft auch die Voraussetzungen für eine biologische Schäd­
lingsbekämpfung und führt somit zu einer Minderung des Einsatzes von che­
mischen Pflanzenbehandlungsmitteln. Auch in den Wirtschaftswäldern soll 
ein Netz vielfältiger Biotope erhalten und weiter aufgebaut werden . 

Unsere Verantwortung für den Artenschutz endet nicht an der Landesgrenze. 
Die Bemühungen um Erhaltungszuchten bedrohter Tierarten sind zu fördern. 

Bei der Schädlingsbekämpfung im Wald ist umweltfreundlichen Methoden, 
insbesondere biologischen und biotechnischen Verfahren, der Vorzugzuge­
ben. 

In Gebieten mit hoher Bevölkerungsdichte sind zum Ausgleich für versiegelte 
Flächen vielseitige Grünbestände aufzubauen. Die öffentlichen Grün- und 
Parkanlagen sind so zu gestalten, daß möglichst artenreiche Bestände ent­
stehen können . 

Zur naturgerechten Gestaltung und Bewirtschaftung privater Gärten und 
Grünflächen sollen für den Arten- und Biotopschutz Empfehlungen ausge­
arbeitet werden . Die CDU Saar wird auf den verstärkten Verzicht von chemi­
schen Behandlungsmitteln im privaten Bereich hinwirken. 

Auch die Straßenrandpflege ist nach ökologisch abgestimmten Pflegeplänen 
neu zu konzipieren. 

Schließlich sind auch die naturnahen Gewässerrandbereiche in vollem Um­
fang zu erhalten. Besonders wichtig ist, daß kanalisierte und verrohrte Bach­
läufe, wo immer die Möglichkeit gegeben ist, renaturiert werden. 

Die Erstellung von Landschaftsplänen auf Orts-, Gemeinde- und Kreisebene 
soll verstärkt angeregt und gefördert werden. 

Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutz der staatlichen Ordnung 
Die Bedeutung der Familie für den einzelnen wie auch für die Gesellschaft 
insgesamt steht im Mittelpunkt der Politik der CDU Saar. Da die Familienpoli­
tik enge Beziehungen zur Frauen-, Jugend- und Bildungspolitik, Wohnungs­
bau-, Städtebau-, Umwelt-, Arbeitsmarkt-, Rechts- und Finanzpolitik sowie 
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Verkehrs- und Gesundheitspolitik hat, müssen auch in diesen Bereichen die 
Belange der Familie Berücksichtigung finden. Nur so können wir das Zielei­
ner familien- und kinderfreundlichen Gesellschaft erreichen . 

Die Familie ist die wichtigste Gemeinschaft für die personale Entfaltung des 
Menschen. In der Familie finden Menschen in den unterschiedlichsten Ausprä­
gungen des Familienlebens ihren Raum für ein sinnerfülltes Leben in mit­
menschlicher Gemeinschaft: 
Hier können Geborgenheit, Angenommensein, Anerkennung, gegenseitige 
Hilfe und Verantwortung füreinander und für andere erfahren werden. Die 
gesicherte Beständigkeit der Beziehung macht die Familie fähig, auch Be­
lastungen durchzuhalten, ohne daß dadurch die personale Zuwendung sofort 
in Frage gestellt wird. 

Das Le itbild der CDU Saar ist die partnerschaftliche Familie, die geprägt ist 
von der Partnerschaft zwischen Mann und Frau, zwischen Eltern und Kindern. 

Familie ist somit gelebtes menschliches Miteinander mit allen Chancen und 
Möglichkeiten, aber auch Problemen. In der Familie kann Solidarität einge­
übt werden ; untereinander, zwischen den Generationen und nach außen. 
Gleichberechtigung und Partnerschaft lassen sich in der Familie yerwirkli­
chen und für jedes Familienmitglied erfahren . 

Die CDU Saar begrüßt die in Angriff genommene Neuordnung des Familien­
lastenausgleichs. Der besondere Stellenwert der Familienpolitik für diese 
Bundesregierung zeigt sich daran, daß erste - durch eine konsequente Kon­
solidierungspolitik geschaffene - finanzielle Handlungsspielräume zielbe­
wußt zugunsten dieses Bereiches ausgeschöpft werden. Die vorgesehenen 
Maßnahmen führen zu einer finanziellen Verbesserung der Familie von ins­
gesamt rund 8 Mrd. DM jährlich. Diese neue Familienpolitik stellt nicht nur 
einen Erfolg für die Familien dar, sondern ist auch ein Erfolg für unsere Partei, 
da nunmehr verwirklicht wird, was die CDU Saar seit Jahren fordert. 

Familien brauchen ein ausreichendes Angebot an preiswertem und familien­
gerechtem Wohnraum. Die CDU Saar mißt deshalb der staatlichen Hilfe für 
den Eigenheimbau oder -kauf besondere Bedeutung bei . Sie fordert neben 
der für 1987 vorgesehenen Erhöhung des sogenannten Baukindergeldes auch 
die Berücksichtigung alter Menschen in der Familie als Förderungsmerkmal 
beim Wohnungsbau, um so den Zusammenhalt der Generationen zu stärken. 

Gleichberechtigung der Frau 
Die CDU Saar tritt für die volle rechtliche und tatsächliche Gleichberechti­
gung der Frau in allen Lebensbereichen ein. Sie sieht in der Gleichberechti­
gung nicht Gleichheit, sondern Gleichwertigkeit der Aufgaben von Mann und 
Frau. Daher muß Partnerschaft zwischen Mann und Frau über den Bereich von 
Ehe und Familie hinaus auch in der Arbeitswelt sowie im gesellschaftlichen 
und politischen Raum verwirklicht werden. Die CDU Saar lehnt Rollenkli­
schees ab, wonach die Frau entweder nur als Hausfrau oder im Beruf ihr 
Glück verwirk lichen kann. Die Frau muß frei entscheiden können, ob sie ihre 
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persönliche Entfaltung entweder in der Familie, in einer außerhäuslichen Be­
rufstätigkeit oder in der Verbindung beider finden will. 

Die Anerkennung von Erziehungszeiten (Babyjahr) als rentenbegründend und 
rentensteigernd ist ein neuer Weg in der Sozialpolitik. Erstmals wird damit die 
Erziehungsleistung, die Leistung der Mutter, im Sozialrecht anerkannt. 

Die Regierung Kohl setzt damit die Tradition vorangegangener CDU-Regie­
rungen fort, die in den ersten 20 Jahren unserer Republik das soziale System 
geschaffen haben. 

Nach 13 Jahren gleichmacherischer Verteilungspolitik werden nun erstmals 
wieder neue, zukunftsorientierte Akzente in der Sozialpolitik gesetzt. 

Die Probleme des Arbeitsmarktes dürfen jedoch nicht auf Kosten der Frauen 
gelöst werden. Frauen vom Arbeitsmarkt fernzuhalten und ihre Tätigkeit ge­
gen ihren Willen auf eine Hausarbeit zu beschränken, ist kein akzeptabler 
Weg, da er gegen das Recht auf Selbstverwirklichung der Frau und gegen den 
Gedanken der Partnerschaft zwischen Mann und Frau verstößt. Vielmehr ist 
es Aufgabe der Tarifpartner, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sowie der 
öffentlichen Hand, auch für Frauen das "Freiheitsrecht auf Arbeit" (Grund­
satzprogramm der CDU) durchzusetzen. 

Die CDU Saar fordert die Tarifpartner auf, bei Vereinbarungen über künftige 
Arbeitszeitverkürzungen eine "Kinderbetreuungskomponente" für diejeni­
gen Frauen oder Männer einzubauen, die kleine Kinder zu versorgen haben. 
Das wäre eine Form der Arbeitszeitverkürzung, durch die die Aufgaben in der 
Arbeitswelt und in der Familie besser miteinander vereinbart werden können. 
Eine solche Form der Arbeitszeitverkürzung hat zudem den Vorteil, daß sie 
zeitlich begrenzt ist und einen wesentlichen Beitrag zur Humanisierung des 
Arbeitslebens darstellt. 

Moderne Formen der Arbeitszeitgestaltung, Teilzeitarbeit, Arbeitsplatz­
teilung und gleitende Arbeitszeit müssen da, wo sie wirtschaftlich sinnvoll 
sind, verstärkt angeboten werden. Sie müssen versicherungsrechtlich und 
tarifpolitisch mit der Vollzeitarbeit gleichgestellt werden; sie dürfen keine 
Arbeitsform minderer Ordnung sein. 

Frauenbeauftragte der Landesregierung 
Sie soll Gesetzesvorhaben und Verordnungen auf Benachteiligungen von 
Frauen überprüfen und Vorschläge zur Durchsetzung von frauenfördernden 
Maßnahmen erarbeiten. Die Frauenbeauftragte soll ferner Anlaufstelle für 
Einzelanliegen von Frauen sein. 

Hilfestellung für Alleinerziehende 
Die Zahl der alleinerziehenden Mütter und Väter steigt ständig. Diese bilden 
zur Zeit einen Anteil von ca. 15 % der Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren. 
In vielen Fällen ist der Alltag Alleinerziehender belastet durch besondere Pro­
bleme wie: geringes Einkommen, Wohnungssorgen, Zeit- sowie Betreuungs­
schwierigkeiten mit den Kindern. Seelische Belastungen durch Verlassensein, 
Trennung, Scheidung oder Witwenschaft kommen häufig hinzu . Dies zusam-
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men bedeutet für viele Mütter und Väter, die ihre Kinder allein versorgen, oft 
eine körperliche und seelische Oberforderung, die dringend der Hilfestellung 
durch jeden einzelnen, aber auch durch Politik und Gesellschaft bedarf. 

Di~ Union begrüßt in diesem Zusammenhang die ab Januar 1986 vorgesehe­
ne Einführung des Erziehungsgeldes sowie des rentensteigernden Erziehungs­
jahres. 

Die Union tritt ein 

- für mehr familienergänzende Einrichtungen zur Tagesbetreuung von Kin-
dern Alleinerziehender; 

- für ein ausreichendes Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen; 
- für mehr gleitende und flexible Arbeitszeit; 
- für eine bessere Abstimmung der Offnungszeiten von Kindergärten mit den 

Arbeitszeiten der Eltern. 

Gesichertes und sinnerfülltes Leben 
auch im Alter 
Der Anteil älterer Menschen in unserer Gesellschaft ist heute größer denn je 
und weiter im Steigen begriffen. 

Durch verbesserte Lebensbedingungen und den medizinischen Fortschritt er­
reichen immer mehr MeAschen ein immer höheres Alter bei guter körperli­
cher, geistiger und seelischer Verfassung. Diese Entwicklung ist besonders 
deswegen erfreulich, weil sie einhergeht mit steigenden Aktivitäten der Alte­
ren im familiären, gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Bereich. 

Unsere Gesellschaft braucht die Erfahrung und den Rat der alten Mitbürger, 
auf deren Lebensleistung sie aufbaut. 

Ziel der Seniorenpolitik der CDU Saar ist es, den alten Menschen ihren sozia­
len Status, ihre Selbständigkeit und Würde zu bewahren und die Solidarität 
zwischen den Generationen zu stärken. 

Diejenigen unter uns, die die Erwerbsphase ihres Lebens hinter sich haben, 
müssen möglichst eingebunden bleiben in das normale familiäre und außer­
familiäre Leben. 

Die CDU Saar verkennt aber auch nicht die Probleme, die viele alte und al­
ternde Menschen haben. Krankheit und Schwäche lähmen zuweilen die Akti­
vität der Alten und machen sie abhängig von der Hilfe ihrer Umwelt. Derbe­
ruflichen Aufgaben sowie zahlreicher anderer sozialer Funktionen beraubt, 
erscheirt vielen alten Menschen das Leben leer oder gar sinnlos. 

Gleichzeitig ist der Funktionsverlust eine der wesentlichen Ursachen für die 
soziale Isolation des Alters. Mit dem Ausscheiden aus dem Beruf ändern sich 
die sozialen Beziehungen in entscheidender Weise; die mit dieser Umstellung 
verbundene Gefahr zum sozialen Konflikt ist im Bereich der Familie, aber 
auch der Wohngemeinde, besonders groß. 

Die geschwächte Innen- und Außenstabilität vieler alter Menschen wird noch 
durch das relativ geringe soziale Prestige des Alters in unserer Gesellschaft 
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verstärkt, was seinerseits wiederum durch Überbewertung der beruflichen 
Leistung in der industriellen Gesellschaft bedingt ist. 

Es ist keineswegs eine Erfindung unserer Gesellschaft, die ja als "l:eistungs­
gesellschaft" charakterisiert wird, daß man den einzelnen gemäß seines Bei­
trages, den er zur Existenzfähigkeit seiner sozialen Gruppe erbringt, einstuft 
und behandelt. Allerdings unterscheiden sich GeselJschaften in der Art und im 
Umfang dessen, was sie von einzelnen Schichten der Gesellschaft verlangen. 

Jedenfalls ist nach Ansicht der CDU Saar eine Gesellschaft nur dann human, 
wenn sie der älteren Generation ein gesichertes und sinnerfülltes Leben in 
einem der Menschenwürde entsprechenden Rahmen ermöglicht. Es ist daher 
wichtig, darauf zu achten, daß unsere älteren Mitbürger nicht in die Randzone 
des politischen Bewußtseins und Handelns abgedrängt werden. Gesellschaft 
und Staat sind aufgerufen, die Lebensbedingungen für sie so zu gestalten, daß 
sie ihren Lebensleistungen gerecht werden. Daher ist es nicht nur eine selbst­
verständliche Dankespflicht, den Älteren ihren Platz mitten unter den Jünge­
ren zu sichern. Isolation und damit verbundene Vereinsamung der älteren 
Menschen würde Verarmung für uns alle bedeuten. Vor allem die materielle 
Sicherung alter Menschen ist die Voraussetzung dafür, daß diese am gesell­
schaftlichen und kulturellen Leben der Gemeinschaft teilnehmen können. 

Ein bedeutender Punkt für mehr Lebensqualität im Ruhestand ist nach Ansicht 
der CDU Saar auch, daß die Bildungsarbeit mit den älteren Bürgern weiter 
vorangebracht wird. Ausgangspunkt aller Überlegungen und Bemühungen, 
mit älteren Menschen Bildungsarbeit zu betreiben, ist die Einsicht, daß diese 
die Welt verstehen müssen, in der sie leben und in der ihre Kinder, Enkel und 
Mitmenschen sich bewegen. Es ist wichtig, daß der ältere Mensch das Grund­
gefüge des aktuellen Zeitgeschehens begreift, Ereignisse beurteilen kann, 
Hintergründe, Folgen und Ursachen erkennt und Schlüsse zu ziehen vermag, 
die sein Verhalten beeinflussen und seine Lebensverhältnisse verändern kön­
nen. Er muß sich beteiligt fühlen an den fortlaufenden Entwicklungen, er muß 
Strukturen, Bedingungen, Spielregeln durchschauen und bewerten können. 
Gerade das allgemeine lnformiertsein ist Voraussetzung und Grundlage für 
gute partnerschaftliche Beziehungen, besonders zwischen den Generatio­
nen. So sind nach Meinung der CDU Saar praktische Methoden zu finden, wie 
ältere Menschen aktiviert werden und sich aus ihrer Rolle des passiven Konsu­
menten in die Rolle des aktiv Beteiligten begeben können. 

Was den Bereich der offenen Altenhilfe betrifft, so wird die CDU Saar dafür 
Sorge tragen, daß die hervorragende Arbeit der Sozialstationen in der Kran­
kenpflege durch vermehrte Einstellung von Alten- und Familienpflegerinnen 
weiter verbessert wird. 

Im Saarland stehen ausreichend Altenheimplätze zur Verfügung. Damit die 
Bewohner von Altenheimen, auch wenn sie pflegebedürftig werden, im selben 
Haus bleiben können, sollen durch teilweise Umwidmung in Pflegeplätze in 
möglichst allen Einrichtungen die entsprechenden Voraussetzungen geschaf­
fen werden. 
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Grundsätze unserer Sozialpolitik 
Die Sozialpolitik der CDU Saar dient dem Ziel, jedem einzelnen einen mög­
lichst großen Freiheitsraum für seine persönliche Entfaltung zu sichern, ihn 
aber gleichzeitig als mitverantwortliches Glied in eine solidarische Gemein­
schaft einzubinden. 

Eigenverantwortliche Lebensgestaltung, Leistungsbereitschaft und Verant­
wortung einerseits und Hilfe der Gemeinschaft da, wo der einzelne seine Pro­
bleme nicht alleine lösen kann, z.B. bei Krankheit, Behinderung, Arbeitslosig­
keit, andererseits, sollen allen ein menschwürdiges Leben ermöglichen. 

CDU-Politik beginnt nicht damit, Hilfen zur Bewältigung eingetretener Not­
situationen zur Verfügung zu stellen, sie will vielmehr rechtzeitig und vorsorg­
lich Gefährdungen und Fehlentwicklungen vermeiden. 

Hilfen sollen Eigeninitiativen wecken und verstärken. In einer immer kompli ­
zierter werdenden Welt hält die CDU Saar sozialpolitische Planung des Staa­
tes für unerläßlich. Sie lehnt aber staatliche Bevormundung ab. 

In Aktivitäten von Kirchen, freigemeinnützigen Organisationen, Verbänden, 
Selbsthilfeeinrichtungen usw. sieht sie die wertvollen Bausteine einer ge­
wachsenen sozialen Ordnung, die Anerkennung und Unterstützung verdie­
nen . Diese Aktivitäten hab.,en Vorrang vor den staatlichen Hilfen, die bei Be­
darf ergänzend einsetzen müssen. 

Sogenannte offene Hilfen, wie z.B. psychosoziale Beratungsstellen, Sozialsta­
tionen, ambulante Pflegedienste, offene Jugend- und Altenarbeit, Essensdien­
ste, sind für die Betroffenen weniger einschneidend in ihre persönliche Sphäre 
und sind deshalb in der Regel die sachgerechtere und menschlichere Hilfe 
und stationärer Einweisung vorzuziehen. 

Behinderten helfen 
Die körperlich, seelisch und geistig Behinderten und ihre Familien bedürfen 
der besonderen Hilfe und Zuwendung der Gemeinschaft. 

Ziel jeglicher Hilfe ist es, drohende Behinderung oder deren Verschlimme­
rung zu verhüten, die Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die Behinder­
ten gleichwertig in die Gesellschaft einzugliedern. 

Im Saarland besteht ein vielfältiges Hilfsangebot zur Früherkennung und Be­
ratung sowie der Betreuung Behinderter. 

Mängel, d ie beseitigt werden müssen, sieht die CDU Saar vor allem noch im 
Bereich der baulichen Gestaltung von öffentlichen und privaten Anlagen. 
Hinzu kommt ihr Anliegen, Behinderten so weit wie möglich die Eingliederung 
in das A rbeitsleben als Teil der gesellschaftlichen Integration zu erleichtern. 
Dies bedeutet zum einen, daß Behinderte in besonderem Maße vor einem 
Verlust des Arbeitsplatzes bewahrt bleiben sollen; zum anderen soll ihnen 
ausreichende Hilfe bei der Wiedereingliederung ins Erwerbsleben gegeben 
werden . 

35 



Gefährdete nicht allein lassen 
Die Gefährdung der Menschen durch Sucht nimmt zu. Hilfen für Drogen- und 
Rauschmittelabhängige, Alkoholkranke und Nichtseßhafte sind in den ver­
gangenen Jahren erheblich verstärkt worden. Dennoch haben sie den nega­
tiven Trend nicht aufhalten können. So kommt der Vorbeugung und Aufklä­
rung noch größere Bedeutung zu als in der Vergangenheit. 

Vertriebenen, Flüchtlingen und Aussiedlern 
Heimat geben 
Die Vertriebenen, Flüchtlinge und Aussiedler, die zu uns kommen, sollen als 
gleichberechtigte Bürger unter uns leben. Daher hat die Landesregierung ihr 
ganzes Bemühen darauf zu richten, diesen die Eingliederung auf allen Gebie­
ten unseres wirtschaftlichen, sozialen und staatlichen Lebens zu erleichtern. 
Dies gilt besonders für die Sprachförderung, die Beschaffung von Arbeits­
plätzen und Wohnungen. 

Die CDU Saar ist der Auffassung, daß die Landesaufnahmestelle für Vertrie­
bene und Flüchtlinge (Edith-Stein-Siedlung) in Lebach einer umfassenden 
baulichen Renovierung bedarf. 

Ausländische Mitbürger unterstützen 
Die ausländischen Mitbürger bedürfen unserer Unterstützung. Vor allem be­
ratenden Hilfen mißt die CDU Saar große Bedeutung zur Beseitigung von Iso­
lation, Angst und Unsicherheit bei. Durch Aufklärung über unser Schul- und 
Bildungswesen und staatliche sowie verbandliche Fördermaßnahmen wollen 
wir die Lebenschancen ausländischer Jugendlicher weiter verbessern. Durch 
gezielte Information und Motivation sollte die Bereitschaft der ausländischen 
Eltern gestärkt werden, ihre Kinder in den Kindergarten zu schicken, da der 
Kindergartenbesuch die schulische und damit vor allem die gesellschaftliche 
Integration erleichtert. 

Qualität des Gesundheitswesens weiter steigern 
Gesundheitserziehung und Gesundheitsvorsorge sind die wichtigsten Grund­
lagen der Gesundheitspolitik. Eigenverantwortliche gesunde Lebensführung 
verbessert die eigene Lebensqualität und ist ein solidarischer Beitrag zur Si­
cherung der Qualität unseres Gesundheitswesens insgesamt. 

Die ambulante ärztliche und zahnärztliche Versorgung im Saarland iS;t-.in;i all­
gemeinen gut. Verbesserungen sind durch eine gleichmäßigere Streuung von 
Facharztpraxen, vor allem in den ländlichen Bereichen, anzustreben. 

Das Saarland hat auch ein leistungsfähiges Krankenhauswesen in guter 
räumlicher Verteilung. Dieses muß durch Um- und Ersatzbauten und durch 
stetige Entwicklung auf seinem hohen Standard gehalten werden. 

Psychosoziale therapeutische Einrichtungen (z.B. Ehe-, Familien- und Lebens­
beratungsstellen sowie therapeutische Einrichtungen für Alkohol - und Dro­
gengefährdete) sind nachdrücklich zu fördern . 

36 

Die berechtigten Wünsche. der Bürger nach bestmöglicher gesundheitlicher 
Vor- und Fürsorge und ebenso tlie berechtigten Anliegen, als Beitragszahler 
der Krankenkassen vor unnötigen Belastungen bewahrt zu werden, erfordern 
ein sorgfältiges und verantwortungsbewußt abwägendes Handeln aller am 
Gesundheitswesen Beteiligten. 

Sozialstationen leisten hervorragende Arbeit 
Die CDU-Landesregierung hat vor zehn Jahren damit begonnen, im Saar­
land ein flächendeckendes Netz von Sozialstationen zu errichten. Diese ha­
ben sich inzwischen zu Zentralen der Mitmenschlichkeit entwickelt, die für 
Kranke, Alte, Behinderte und Familien sehr segensreich wirken. 

Für viele Mitbürger kann durch die Arbeit der Sozialstationen eine Einweisung 
in Krankenhäuser, Alten- oder Pflegeheime vermieden oder ein stationärer 
Aufenthalt in einer solchen Einrichtung verkürzt werden. Dadurch wird die 
notwendige Hilfe nicht nur kostengünstiger, sondern vor allem menschlicher 
gewährt. 

Durch Kranken- und Altenpflegekurse der Sozialstationen werden Familien­
mitglieder und Interessierte zu entsprechender Hilfe befähigt; so wird auch 
mehr Verwandten- und Nachbarschaftshilfe ermöglicht. 

Der weitere personelle A-usbau der Sozialstationen und deren finanzielle 
Sicherung sind ein besonderes Anliegen der CDU Saar. 

Unserer Jugend gehört die Zukunft -
Einsteigen statt Aussteigen 
Die CDU Saar will die freie Entfaltung des jungen Menschen in einer auf Frei­
heit, Gerechtigkeit und Solidarität gegründeten Gesellschaft. Jeder junge 
Mensch muß sein Leben eigenverantwortlich gestalten und seinen Platz in 
Beruf und Gesellschaft finden können. Die CDU Saar bekennt sich zu ihrer 
Aufgabe, als politische Partei Mitverantwortung dafür zu tragen, daß der jun­
gen Generation eine sinnvolle Integration in die Gesellschaft möglich ist. 

Dies ist heute nicht immer leicht. Die Gesellschaft erscheint Jugendlichen 
häufig als zu kalt, anonym, undurchschaubar und manchmal bedrohlich. 
Viele Jugendliche beklagen den Mangel an Zuwendung, an persönlicher Ge­
borgenheit und sozialem sowie gefühlsmäßigem Angenommensein; viele 
empfinden Unsicherheit und Zukunftsangst, nicht zuletzt angesichts der Ent­
wicklung moderner Technologien. Angesichts solcher Empfindungen bleibt 
die CDU Saar offen und sensibel für die verstärkt an die Politik herangetrage­
nen neuen Fragestellungen. 

Die Anliegen junger Menschen sind vielfältig . Insbesondere geht es um einen 
verantwortbaren Lebensstil in der Welt und die Erhaltung einer lebenswerten 
Umwelt. Vorhanden ist die Sehnsucht nach Frieden und die Forderung nach 
mehr Moral in der Politik. 

Für die Jugend bedeutet materieller Wohlstand, Wirtschaftswachstum und 
Konsum nicht alles, vielmehr gewinnen auch immaterielle Zielsetzungen an 
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Bedeutung. Mehr denn je sind Perspektiven, ideale und persönliche Vorbilder 
gefragt. 

Obwohl wir als CDU Saar von der moralischen Begründetheit unseres politi­
schen Systems und einer gesellschaftlichen Ordnung überzeugt sind, muß 
gesehen werden, daß der technische Fortschritt und die Zivilisation unserer 
Industriegesellschaft auch "menschliche Kosten" mit sich gebracht haben. 

Es gibt nicht den einfachen Weg des Aussteigens aus der Industriegesell­
schaft; ein solcher Schritt hätte zusätzliche Millionenarbeitslosigkeit und die 
Zerstörung unserer sozialen Sicherungssysteme zur Folge. So gesehen hält 
die CDU Saar eine Rückkehr zu vorindustriellen Lebensverhältnissen weder 
für möglich noch für wünschenswert. 

Die CDU Saar will menschlichen Alternativen in unserer Gesellschaft mehr 
Raum geben. Wir wollen die Belange von Okonomie und Okologie miteinan­
der versöhnen. Unsere Vorstellung eines qualitativen Wirtschaftswachstums 
nimmt Rücksicht auf die Natur und ihre Belange. 

Die CDU Saar bezieht den Willen vieler junger Menschen zu einem einfache­
ren, bescheideneren und gemeinschaftlicheren Leben in ihre Politik mit ein. 
Wir betonen die Ehrfurcht vor der Natur, finden uns nicht ab mit der Bedro­
hung und Zerstörung von Beziehungen im menschlichen Bereich, bleiben sen­
sibel gegenüber Unrecht und Not und streben im Dialog mit der Jugend nach 
realistischen Lösungsperspektiven. 

Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit 
Die CDU Saar nimmt die Sorge der jungen Mitbürger um Bildung, Ausbildung, 
Arbeit und soziale Sicherheit sehr ernst und betont vor diesem Hintergrund 
den hohen Stellenwert des Kampfes gegen die Jugendarbeitslosigkeit. 

Es wird für die Jugendlichen zunehmend schwieriger, nach Beendigung der 
Schule oder einer betrieblichen Ausbildung einen Arbeitsplatz zu bekommen. 
So steht immer öfter Arbeitslosigkeit am Anfang des beruflichen Weges, was 
zu einer Schwächung des Selbstvertrauens der Jugendlichen und zu einer Be­
einträchtigung ihrer Motivation führt. 

Jugendarbeitslosigkeit verhindert die Teilhabe an der Gesellschaft und be­
droht das Selbstwertgefühl jedes Betroffenen. Arbeit, mit der man sich identi­
fizieren kann, stellt gerade für Jugendliche einen wesentlichen Teil der Sinn­
gebung ihres Lebens dar. Arbeit ist mehr als reiner Broterwerb. Wichtig sind 
der Kontakt zu Arbeitskollegen, Leistungsanforderungen, Erfolgserlebnisse, 
persönliche Anerkennung und damit die Vermittlung von Selbstvertrauen und 
Selbstbestätigung. Persönliches Glück erfährt nur der, der sich einer Aufgabe 
gegenübersieht und sie zu lösen vermag . 

Jugendarbeitslosigkeit ist ein Teilproblem der allgemeinen Arbeitslosigkeit 
und resultiert ebenfalls aus dem allgemeinen Arbeitsplatzdefizit. Erforderlich 
ist daher vor allem eine Förderung des wirtschaftlichen Wachstums mit den 
Mitteln der Wirtschafts- und Finanzpolitik. Die Förderung von Investitionen 
und die Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen soll die Un­
ternehmen ermuntern, mehr Arbeitsplätze anzubieten. 
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Alle Anstrengungen für die Schaffung von Arbeitsplätzen müssen das Ziel ha­
ben, Beschäftigungsmöglichkeiten zu bieten, die der Qualifikation der Ju­
gendlichen entsprechen und eine unterwertige Beschäftigung verhindern. Vor 
allem benachteiligte Gruppen Jugendlicher sind alle Hilfen zur Eingliederung 
in die Arbeitswelt und in die Gemeinschaft zu geben. Mit Blick hierauf ist das 
Sonderprogramm des Landes zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit durch 
Förderung der Anschlußbeschäftigung von ausgebildeten Jugendlichen ein 
Schritt in die richtige Richtung . Ausgehend von diesem Anschlußbeschäfti­
gungs-Programm der saarländischen Landesregierung stellt sich nach Mei­
nung der CDU Saar für die Zukunft die Aufgabe der schrittweisen Mittelver­
lagerung vom Ausbildungsbereich in den Bereich der Anschlußbeschäfti­
gung ; denn die in der Vergangenheit qualifiziert ausgebildeten Jugendlichen 
drängen nunmehr verstärkt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. 

Ausbildung -
Grundstock der beruflichen Zukunft 
Die Zahl der pro Jahr neu zu besetzenden Ausbildungsplätze konnte im Saar­
land von etwa 9.700 im Jahre 1975 auf rund 14.000 im Jahre 1984 gesteigert 
werden. Das Saarland partipizierte an der Steigerung der Zahl während der 
letzten· Jahre bundesweit ~emals neu abgeschlossenen Berufsausbildungs­
verhältnissen überproportional. 

Trotz aller Ausbildungsrekorde müssen - wie bereits in den vergangenen 
Jahren - auch künftig alle Anstrengungen unternommen werden, um genü­
gend qualifizierte Ausbildungsplätze bereitzustellen. Es bleibt das Ziel der 
CDU Saar, jedem Jugendlichen im lande die bestmögliche Chance zur beruf­
lichen Ausbildung zu sichern. Industrie, Handel, Handwerk, freie Berufe und 
öffentliche Verwaltung dürfen in ihren Ausbildungsbemühungen nicht nach­
lassen. Sie müssen weiterhin ihren Beitrag leisten, um die Berufsnot junger 
Menschen zu beseitigen. Aber auch diese müssen wissen, daß die Qualifizie­
rung im jugendlichen Alter eine Investition für das ganze Leben ist, daß eine 
qualifizierte Kraft sich wesentlich leichter den wechselnden Anforderungen 
des Berufslebens anpassen kann. 

Die CDU Saar wird sich insbesondere darum bemühen, daß die besonderen 
Schwierigkeiten, mit denen Mädchen und junge Frauen bei der Ausbildungs­
suche zu kämpfen haben, behoben werden. Wir brauchen für diese Personen­
gruppen ein breiteres Ausbildungsplatzangebot, gerade auch in gewerblich­
technischen Berufen. 

Darüber hinaus bleiben die Betriebe, die bisher noch nicht ausgebildet haben, 
aufgefordert, ihren Beitrag gegenüber der jungen Generation zu leisten. 

Eine große Zahl von qualifizierten Ausbildungsplätzen ist nicht nur nötig, um 
der jungen Generation angemessene Berufs- und Lebenschancen zu geben. 
Ein ausreichendes Ausbildungsplatzangebot liegt gerade im Interesse der Be­
triebe selbst; denn sie sind zur Sicherung ihrer eigenen Leistungs- und Konkur­
renzfähigkeit auf einen guten Berufsnachwuchs angewiesen. Zudem verstößt 
es gegen die Wettbewerbsgleichheit, wenn Betriebe nicht ausbilden und sich 
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so einen Kostenvorteil gegenüber jenen Betrieben verschaffen, die die Auf­
wendung für die Qualifizierung der Arbeitskräfte tragen. 

Die CDU Saar hält auch für die Zukunft am bewährten dualen System der Be­
rufsausbildung fest, fördert die überbetriebliche Ausbildung in ihrer Ergän­
zungsfunktion und plädiert für die verstärkte Schaffung von Ausbildungsver­
bünden. Diesem Ziel d ient auch die im Jahre 1984 erstmals beschlossene fi ­
nanzielle Förderung von Ausbildungsplätzen im Verbund. 

Jugendarbeit - mehr als Freizeitgestaltung 
Moderne Industriegesellschaften machen es jungen Menschen nicht leicht, 
sich in ihnen zu entfalten und ihren Weg zu finden. Freie Gesellschaften erzeu­
gen unvermeidlicherweise auch spezifische Versuchungen und Gefährdun­
gen. Daher kommt der Förderung differenzierter und wirksamer Angebote 
der Jugendarbeit eine besondere Bedeutung zu . Dieser Bedeutung muß auch 
in Zeiten knapper Ressourcen angemessen Rechnung getragen werden. 

Jugendarbeit vollzieht sich zwar weitgehend in der Freizeit junger Menschen, 
will aber mehr sein als Freizeitgestaltung. Jugendarbeit hat einen eigenstän­
digen pädagogischen Auftrag : 

- Verständnis zu wecken und einzuüben, daß sich personale Entfaltung im­
mer in Strukturen und Ordnungen vollzieht; 

- die Einsicht zu vermitteln, daß eine zufriedenstellende Entfaltung der Per­
son das Eingehen dauerhafter Bindungen erfordert; 

- das Einüben in die Erfüllung von Pflichten und die Übernahme an Verant­
wortung zu ermöglichen; 

- die Verschiedenartigkeit von Menschen darzulegen, die Vielfalt und Ge­
gensätzlichkeit von Meinungen und Absichten zu tolerieren und nicht eige­
ne Absolutheitsansprüche zu vertreten; 

- Enttäuschungen zu ertragen und zu bewältigen, Begrenzungen und Ein­
schränkungen zu akzeptieren, Selbstdisziplin und Beherrschung zu üben; 

- die Bereitschaft zu wecken und zu verstärken, sich für den Mitmenschen 
einzusetzen und sich für die Gemeinschaft zu engagieren. 

Die offensichtlich stärker gewordene Gefährdung der Jugend durch Alkohol­
und Drogen mißbrauch, Verwahrlosung und andere zur Kriminalität führende 
Einflüsse weisen der Jugendarbeit prophylaktische und kompensatorische 
Aufgabenstellungen zu. 

Jugendpolitik darf nicht zur Absonderung der Jugend beitragen; vielmehr 
muß sie darauf gerichtet sein, die jungen Bürger in die gemeinsam zu verant­
wortende gesellschaftliche Ordnung einzuführen und einzubeziehen . 

Die Jugendarbeit einer freien Gesellschaft bietet der Entfaltung der Jugendli­
chen breiten Raum und vielfältige Möglichkeiten. Dies·e plurale Vielfalt wird 
durch die freien gesellschaftlichen Träger - z.B. durch Wohlfahrtsverbände, 
Jugendverbände und Initiativgruppen - mit ihren unterschiedlichen Angebo­
ten repräsentiert. 
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Verbände, In itiativen und Gruppen bieten für Jugendliche ein breites und viel­
fält iges Feld des Engagements und der Mitgestaltung. Sie sind eine unersetz­
bare Einrichtung zur Einübung kontinuierlicher Mitverantwortung. Sie stellen 
eine wichtige Kraft der Interessenvertretung Jugendlicher und der politischen 
Willensbildung dar. 

Die CDU Saar steht nach wie vor positiv zur frei gestalteten verbandlichen und 
zur nichtorganisierten, offenen Jugendarbeit im Saarland. Sie schätzt und för­
dert die vielen Aktivitäten und Angebote in diesen Bereichen. 

Wir werden das seit dem Jahre 1978 bestehende Gesetz zur Förderung der 
außerschulischen Jugendarbeit fortentwickeln. 

Gerade auch die Jugendarbeit der Vereinigungen, die sich volkskulturellen, 
sozialen oder caritativen Aufgaben widmen, soll weiterhin mit besonderer 
Aufgeschlossenheit bestmöglich unterstützt werden. 

Jugendschutz besonders wichtig 
Die CDU Saar begrüßt die Verabschiedung des neuen Jugendschutzgesetzes 
durch den Deutschen Bundestag. Der Schutz vor Darstellung von Gewalt, de­
ren Verherrlichung und Verharmlosung, der Schutz vor Pornographie und zur 
Erziehung zum Rassenhaß ist nun deutlich verbessert. 

Die Einhaltung gesetzlicher _Regelungen muß allerdings mehr als bisher kon­
trolliert werden, damit nicht elterliche Erziehungsbemühungen von gewissen­
losen Geschäftemachern immer wieder unterlaufen werden. 

Jedem seine persönliche Bildungschance 
Personale Selbstverwirklichung des Menschen in sozialer Verantwortung ist 
das bildungspolitische Ziel der CDU Saar. Dazu brauchen wir eine moderne 
und menschliche Schule, die lebenstüchtig macht. Diese Schule weckt und för­
dert alle Talente, die im Kind angelegt sind; sie entfaltet alle Kräfte, die ein 
menschliches und erfülltes Leben sichern: Die Kräfte des Verstandes und des 
Gefühles, die sozialen und künstlerischen, die praktischen und die körper­
lichen Fähigkeiten . 

Eine solche ganzheitliche Erziehung ist nur möglich, wenn sich Lehrer und El­
tern als Partner verstehen und an der einzelnen Schule vertrauensvoll zusam­
menarbeiten. 

Die Schule soll unsere Kinder an die menschlichen und beruflichen Anforde­
rungen, die das Leben an sie stellen wird, schrittweise und altersgemäß her­
anführen. Dabei müssen die Schulen dem sozialstaatlichen Gebot der Chan­
cengerechtigkeit entsprechen, also jedem ein Bildungsangebot eröffnen, das 
seiner persönlichen Begabung, Fähigkeit und Neigung entspricht. 

Gegliedertes Schulsystem statt Einheitsschule 
Unser gegliedertes Schulwesen bietet die besten Möglichkeiten, den einzel ­
nen - unabhängig von seiner sozialen Herkunft - zu fördern. Hier findet der 
junge Mensch den ihm gemäßen Bildungsgang und verwirklicht seine persön­
lichen Lebenschancen. Eine gleichmacherische Einheitsschule lehnen wir ab. 
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Die Skepsis der CDU Saar gegenüber Mammutsystemen ist bekannt. Die For­
mel " je größer, je besser" hat sich als verhängnisvoller Irrglaube erwiese~ . 
Wir haben im Saarland richtig gehandelt, indem wir nur maßvolle Zentrali ­
sierungen entsprechend tatsächlicher Notwendigkeit zugelassen haben. Un­
sere Politik für die Zukunft ist klar : Keine neue Zentralisierungswelle, keine 
Ausweitung des Schülertransports! 

Wir wissen, daß uns der starke Rückgang der Schülerzahlen vor Probleme 
stellt. Diese Probleme sind auf bessere Weise als durch einen neuen "Schul­
tourismus" zu lösen. Wir lassen auch kleine Schulen zu, wir senken weiter die 
Klassenfrequenzen. Lieber großzügige Lehrerzuweisung als Erhöhun!? der 
Transportkosten! Die vorhandenen Schulstandorte sollen bestehen bleiben : 
wohnort- und familiennah! 

Schule in Freiheit und Verantwortung 
überschaubarkeit und Wohnortnähe ermöglichen es, daß sich in der Schule 
individuelles Leben entfalten kann. Die CDU Saar will nicht den anonymen 
Schüler und den Lehrer als bloßen Unterrichtsbeamten. Das erfordert die 
Stärkung der Funktion des Klassenlehrers, die Verbesserung ~for individuel­
len Beratung, die Intensivierung der Kontakte zum außerschulischen Lebens­
bereich die Einbindung der Eltern in das Schulleben. Ein hoher Rang kommt 
dem Sp;rt und der musischen Erziehung z~. Er:ziehung und _Unterricht_ in ~inem 
freiheitlichen Staat gelingen am besten in einer Schule, 1n der Fre1he1t und 
nicht Enge, Verantwortung und nicht Gleichgültigkeit herrschen. 

Wir wollen der einzelnen Schule Freiräume geben, die sie eigenverantwort­
lich nutzen kann. Dazu gehören: Abbau der Schulbürokratie, praxisnahe 
Durchführung der schulischen Mitbestimmung, die Auflockerung starrer St~n­
dentafeln, Stundendeputate für besondere unterrichtliche yorhaben. All d1~s 
soll nicht erzwungen und von oben angeordnet werden. Vielmehr wollen wir 
die Voraussetzungen schaffen für Eigeninitiative und regionale Ausprägung, 
Anregungen geben und bürokratische Hemmni_sse beseiti~en . Die von d~r 
Landesregierung bereits vorgenommene erheblich~ ~eduz1~rung der sch_ul1-
schen Erlasse war ein erster Schritt zur Entbürokrat1s1erung 1m Schulbereich. 

Vorrang der inneren Stabilisierung vor 
organisatorischen Änderungen 
Die CDU Saar widerspricht dem blinden Glauben an die Organisierbarkeit 
aller Dinge. Die inhaltliche Weiterentwicklung hat Vorrang vor organisatori­
schen und strukturellen Änderungen. Bildungspolitik im Saarland hat Schul­
reform nie zum Selbstzweck gemacht. Wir befürworten Reformen nur soweit 
wie nötig und zur besseren Förderung des Kindes: 

- durch Lehrer, die ihr Fach beherrschen, die ihren Schülern aber auch Ver­
ständnis und Liebe entgegenbringen und ihnen Vorbild sein wollen; 

- durch Lehrpläne, die darauf abgestellt sind, was die Schüler in den ver­
schiedenen Altersstufen tatsächlich begreifen können und was sie lernen 
müssen. 
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Jede Schulform hat hier ihre besondere Aufgabe: 

Die Grundschule baut auf der vorschulischen Erziehung in Elternhaus und 
Kindergarten auf. Behutsam gestaltet sie den Übergang von den mehr spiel­
orientierten Lernweisen in die schulischen Lebens- und Lernformen . Das Ver­
mitteln der Grundfertigkeiten "Lesen, Schreiben und Rechnen" ist ihre wichtig­
ste Aufgabe. Sie darf nicht zur "Trimm-Aktion" für das Gymnasium werden; sie 
darf auch nicht lern- und leistungsschwache Kinder benachteiligen und aus­
lesen, anstatt zu fördern. Alles Lernen muß durch Individualisierung und inne­
re Differenzierung auf das einzelne Kind abgestellt werden, von seiner Le­
benswelt ausgehen und handlungsbezogen sein. Eine kindgerechte Grund­
schule muß Lernen, Spielen und Gestalten in gleicher Weise berücksichtigen . 
Sie soll daher verstärkt nicht nur eine Lernstätte zur Vermittlung der Grundfer­
tigkeiten und -kenntnissen sein, sondern sich zu einer Lebensstätte für Kinder 
entwickeln. Hierzu können insbesondere zusätzliche Neigungsgruppen, aber 
auch eine wohnliche Ausgestaltung des Klassenraumes beitragen, an der die 
Schüler beteiligt werden. 

Der Hauptschule, die als Pflichtschule von der Mehrheit der l 0- bis 15-jäh­
rigen besucht wird, kommt in unserem lande ein besonderes Gewicht zu. Ge­
rade sie hat neue Akzente gesetzt: Durch Arbeitslehre, stärkere Betonung der 
musischen und sportlichen Bildung, durch besondere Hilfen für lernschwache 
und besondere Angebote für lernstarke Schüler. 

Die Fähigkeiten und Neigungen der Hauptschüler lassen sich nicht allein 
durch Maßnahmen der inneren Differenzierung fördern. Daher bedarf die 
Hauptschule ab der Klassenstufe 7 zunehmend auch Maßnahmen der äuße­
ren Differenzierung, wie sie im Sinne einer Doppelprofilierung in den Schul­
regionen Neunkirchen und St. Wendel sowie in der Schulregion Saarlouis in 
Schulversuchen erprobt und ab 1985 ouf das ganze Land übertragen wird. 
Nach erfolgreichem Abschluß beider Schulversuche können künftig Absol­
venten der Hauptschule mit einem guten Zeugnis: 

- ein Ausbildungsverhältnis eingehen, 
- eine zweijährige Berufsfachschule besuchen oder auf einem nur einjähri-

gen Bildungsweg einen allgemeinbildenden (Freiwilliges l 0. Hauptschul­
jahr) oder berufsbildenden (Berufsgrundbildungsjahr Profil 1) mittleren Bil­
dungsabschluß erreichen oder 

- auf einen zweijährigen Bildungsweg an der Realschule einen allgemein-
bildenden, mittleren Bildungsabschluß erreichen. 

Entsprechend der Nachfrage wurde das Angebot an Realschulen von der 
Landesregierung in den 70er Jahren erheblich erweitert. Die vierstufigen 
Realschulen ermöglichen auch noch nach Klasse 6 der Hauptschule Spät­
entwicklern und Spätstartern den Erwerb des mittleren Bildungsabschlusses. 
Die breitgefächerte Ausbildung eröffnet den Schülern vielfältige Übergangs­
möglichkeiten 

- in die breite Palette der beruflichen Bildung im technischen, kaufmänni­
schen und sozialpflegerischen Bereich, 

43 



- in weiterführende Bildungsgänge, z.B. Höhere Handelsschule, Fachober-
schule und Gymnasium. 

Der Realschule ist auch in Zukunft ein eigenständiges Profil zu geben. 

Unsere Landesregierung hat sich dankenswerte~eise in Zeiten einer .fals.ch 
verstandenen Bildungseuphorie nicht dava~ a~~nngen lassen, da~ die Ein­
heit der gymnasialen Bildung trotz aller.~pe.z1al1s1erung ge"'."ahrt bleiben muß. 
Dadurch wurde die Reform des saarland1schen Gymnasiums z;um Modell­
fall für andere Bundesländer. Der Bildungsweg des Gymna.siums ~ielt darauf 
ab, den Jugendlichen in stufenweisem Fortschreiten ~urch e1~e br~1te und ver­
tiefte allgemeine Bildung zu erziehen. Dem Gym~asium obli.egt die ~ufgabe, 
Schülern mit entsprechenden Begabungen un~ Bdd~ngsabs~chten die allge­
meine Studierfähigkeit zu geben. Dem muß die We1terentw1cklung der gym­
nasialen Oberstufe Rechnung tragen. 
Wesentliche Aufgabe der Sonderschulen is~ es, ~ehinderten Kind.~r~ und 
Jugendlichen eine individuelle schülerbezog~.ne Forder~ng zu er.mogl1chen 
und zu entsprechenden Sc;hulabschlüssen zu fuhren . Dafu.r fehl.~n in a~deren 
Schulen oftmals die notwendigen Voraussetzungen. Zugle1~h mussen die Son­
derschulen noch stärker mit anderen Schulen, vor allem mit den Grund~chu­
len zusammenarbeiten, um früh genug Verhaltens-, Lern- und Sprachstorun­
ge~ aufzufangen. Sonderschulen sind un.verzich~bar, aber .es ~~llte der 
Grundsatz gelten : So viel sond~rpädagog1sche. Forderung w1~ not1g,. doch 
auch so viel gemeinsame Unterrichtung von Behinderten und N1chtbehinder­
ten wie immer möglich. 

Mit beruflicher Bildung die Zukunft sichern 
Die beruflichen Schulen im Saarland haben ein beispielhaft hohes Niveau er­
reicht. Sie bieten die günstige Voraussetzung, au~h in Zuku~ft im Rahmen des 
dualen Systems - Ausbildung in Schule un? Betrieb - den 1.ungen ~en~chen 
eine qualifizierte Ausbil.dung .zu gewäh~le!sten . I~ der Gle1~hwert1gk~1t von 
beruflicher und allgemeiner Bildung sowie in der S1ch~rung ~ines ausre1ch~n ­
den Angebots an qualifizierten Ausbildungsplä~en sieht die CDU Saar eine 
ständige Aufgabe. Sie hält es deshalb erforderlich, daß 
- ein differenziertes Angebot in den beruflichen Vollzeitschulen, besonders 

in den mehrjährigen Berufsschulen, bereitgehalten wird, 
- Lehr- und Ausbildungspläne an den technologisch~n Fortschritt zur Siche­

rung notwendiger Strukturverbess.erungen der W1rtscha.ft un.? auch ~er 
weiteren Humanisierung der Arbeit angepaßt werden; hier durfen regio­
nale Notwendigkeiten nicht von einer bundeseinheitlichen Einführung sol ­
cher Neuerungen abhängen, 

- das Angebot an Berufsschulunterricht, verbund.en mit einem weiteren ~b­
bau von Fehlstunden in den Berufsschulen, gesichert und ausgebaut wird, 

- Oberbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen - die die betriebliche Ausbil ­
dungsqual ität verbessern bzw. ergänzen - in Abstimmung mit den Trägern 
gefördert werden, 
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- leistungsschwächere Jugendliche nach ihrer Schulentlassung vor allem 
durch das Berufsvorbereitungs jahr eine gute Grundlage für den Eintritt ins 
Berufsleben erhalten, 

- weitere Alternativen zum Hochschulstudium im berufsbildenden Schulwe­
sen, z.B. in Form von Berufs- und Fachakademien, geschaffen werden. 

Förderung von Forschung, Wissenschaft, 
Hochschulen von grundsätzlicher Bedeutung 
Die Zahl der Studenten wird voraussichtlich bis 1990 weiter ansteigen. Die 
CDU Saar wird dafür Sorge tragen, daß auch dann die Universität ihre Auf­
gaben in der Lehre erfüllen kann. Wir wollen die Abschaffung von numerus 
clausus und Zentraler Vergabestelle von Studienplätzen und werden deshalb 
alle In itiativen unterstützen, die NC und ZVS überflüssig machen. Durch eine 
Weiterentwicklung der gymnasialen Oberstufe muß das Abitur die allgemei ­
ne Hochschulreife gewährleisten. Die große Zahl von Studienabbrechern und 
Stud ienwechslern und der Umstand, daß sich in verschiedenen Bereichen ein 
Oberangebot an Hochschulabgängern abzeichnet, zwingen dazu, insbeson­
dere die Berufsberatung und Studienanfängerberatung noch weiter zu ver­
stärken. Wi r treten ein für eine Verkürzung der Studienzeit durch Konzentra­
tion der Inhalte. Wir werden die Studienreform durch eine sinnvolle Konzen­
tration der Studien inhalte fortführen, um die wissenschaftliche Grundbildung 
zu verstärken, die Verschulung abzubauen und die Intensität des Studiums zu 
verbessern. Wir werden vor allem jene Fächer ausbauen, deren Studium nach 
den heutigen Erkenntnissen gute Berufschancen vermittelt. 
Wir werden auch die Forschung im saarländischen Hochschulwesen nachhal­
tig unterstützen, zumal zur Lösung der Zukunftsprobleme unserer Gesell ­
schaft und der Wirtschaft unseres Landes die Hilfe der Wissenschaft und For­
schung benötigt wird. Neue Forschungsschwerpunkte und Studiengänge sol­
len deshalb vor allem unter Berücksichtigung der Infrastruktur unseres Landes 
ermögl icht und aufgebaut werden. 
Universität und Saarwirtschaft sind aufgefordert, den Technologietransfer zu 
verstärken und wirkungsvoll zu gestalten. Denn die Universität kann mit ihren 
W issenschaftlern, mit ihrem breitgefächerten Forschungs- und Entwicklungs­
potential du rch Bereitstellung von Informationen und apparativen Einrichtun­
gen einen wesentl ichen Beitrag zur Lösung von Innovationsproblemen leisten 
(Un iversität als Technolog iepark) . 
Ein besonderes Anl iegen der CDU Saar ist der weitere Ausbau der Fach­
hochschule mit der gleichzeitigen Einrichtung neuer Studiengänge, zumal für 
die Fachhochschulabsolventen vergleichsweise günstige Berufschancen be­
stehen. 
Die CDU Saar sieht in der Musikhochschule ein Zentrum von großer künst­
lerischer Ausstrahlungskraft. Die dort wirkenden Lehrer und Künstler sowie 
die Studenten tragen den Ruf der Musikhochschule weit über die Grenzen 
unseres Landes und verdienen ungeschmälerte Förderung. 
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Erwachsenenbildung - ein bedeutsamer Bereich 
Die CDU Saar sieht in der Erwachsenenbildung einen bedeutsamen eigenen 
Bereich des öffentlichen Bildungswesens. Sie begrüßt die mannigfaltigen In i­
tiativen der Träger dieser Bildungseinrichtungen, die sie nach besten Kräften 
unterstützen wird. Sie anerkennt die wachsende Bedeutung der Weiterbildung, 
die unsere Bürger immer mehr befähigen soll, den Herausforderungen der 
Zeit in gesellschaftlichem und persönlichem Bereich gewachsen zu sein. 

Pflege und Erhaltung des kulturellen Erbes -
Förderung der Kunst 
Gerade weil unser Land infolge seiner wechselvollen Geschichte nicht über­
reich an Kunstdenkmälern ist, bedarf es einer sorgfältigen Denkmalpflege. 
Zu den Maßnahmen der öffentlichen Hand müssen sich der Kunst- und Ge­
schichtssinn der Bürger hinzugesellen, damit Kultur als lebendiger Besitz des 
Volkes gepflegt und nicht als totes Erbe konserviert wird. Das eingeleitete 
Programm "Bewahre das Gesicht deines Hauses" und das ebenfalls in An­
griff genommene Dringlichkeitsprogramm zum Schutz bedrohter Denkmäler 
bedürfen in den nächsten Jahren einer kraftvollen Fortführung. Beide Pro­
gramme sollen nicht nur der staatlichen Denkmalpflege neue Impulse geben, 
sondern gleichzeitig das Denkmalpflegebewußtsein der Bevölkerung neu be­
leben. Gerade solche Investitionen dienen nicht nur der ideellen und materiel­
len Werterhaltung, sie steigern auch die Attraktivität unserer Städte und Dör­
fer auf dem Gebiet des Fremdenverkehrs. 
Die saarländischen Museen, Orchester und Theater sind dabei, sich über die 
G renzen des Landes hinaus Geltung und Beachtung zu verschaffen: Diese 
Entwicklung ist nachhaltig zu unterstützen. 
Kunstförderung bedeutet aber nicht nur Förderung der professionellen Kunst. 
Die CDU Saar hat allen Anlaß dazu, den vielen Musik-, Gesang- und Kultur­
vereinen in unserem Land für ihre wertvolle und selbstlose Arbeit zu danken, 
die vor allem durch die musische Unterweisung der Jugend in den Vereinen 
geleistet wird. Es ist daher ein besonderes Anliegen der CDU Saar, über eine 
bereits vorbildlich geleistete staatliche Vereinsförderung hinaus der außer­
schulischen musisch-kulturellen Bildung den ihr zustehenden Stellenwert zu 
verschaffen. Dem dient auch die Errichtung einer Landesakademie fü r mu­
sisch-kulturelle Bildung. 

Sport für alle 
Für die Bildung der Persönlichkeit, die Erhaltung der Gesundheit und die pfle­
ge von Gemeinschaftsbewußtsein hat der Sport eine herausragende Bedeu­
tung . Das Saarland verfügt über ein vorbildliches Netz an Sportstätten und 
Sporthallen und bietet somit allen Bürgern bestmögliche Voraussetzungen für 
eine ihren Neigungen entsprechende sportliche Betätigung. Das eigenstän­
dige saarländische Modell der Sportförderung hat sich bewährt und gilt als 
vorbildlich für andere Bundesländer. Es wird deshalb auch in Zukunft zum 
Nutzen der Sportvereine und -verbände sowie zur Förderung des Sportstät­
tenbaues erhalten bleiben. 
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Für d ie Zukunft sieht die CDU Saar in der Förderung des Sports folgende 
Schwerpunkte: 
- Die speziellen Förderprogramme für Kinder im Vorschulalter, für bewe­

gungsgehemmte und für haltungsschwache Kinder sowie für behinderte 
Kinder sind weiter zu entwickeln. 

- Die dritte Sportstunde ist an allen allgemeinbildenden Schulen zu verwirk­
lichen; die Situation des Sports in den beruflichen Schulen soll entscheidend 
verbessert werden . 

- Die Sportvereine sollen sich auch künftig frei entfalten und müssen jene 
finanzielle Förderung erfahren, die sie bei der Erfüllung ihrer vielfältigen 
Aufgaben im Dienste unserer Bevölkerung benötigen. 

- Das Schwergewicht der Sportstättenförderung muß künftig in der Erhaltung 
und qualitativen Verbesserung vorhandener Sportstätten liegen. 

Unser Saarland - für eine Zukunft in Freiheit, 
Sicherheit und Frieden 
Seit nunmehr fast 3 Jahrzehnten werden die Geschicke unseres Saarlandes 
von der Christlich-Demokratischen Union maßgeblich gelenkt. 

Diese 30 Jahre haben unserem Leben Wohlstand, innere Sicherheit und Frie­
den in Freiheit gebracht. 

Am 10. März 1985 gilt es, die Weichen dafür zu stellen, daß wir und unsere 
Kinder auch eine gesicherte, friedliche und freiheitliche Zukunft erwarten 
können. Frieden und Freiheit bleiben uns erhalten, wenn innere Sicherheit und 
Stabilität des Staates und der Gesellschaft gewährleistet sind. 

Das Selbstbestimmungsrecht, wie es unsere französischen Freunde nach 1955 
uns Saarländern selbstverständlich gewährt haben, ist Grundbedingung für 
eine freiheitliche und friedliche Entwicklung. Viele Sozialdemokraten und die 
Grünen setzen mit ihren Forderungen nach einseitiger Abrüstung und Austritt 
der Bundesrepublik Deutschland aus der NATO sowie Preisgabe rechtsstaat­
licher Prinzipien unseren Staat aufs Spiel. Sie riskieren damit die Gefährdung 
unserer inneren und äußeren Sicherheit, machen uns erpreßbar und bedrohen 
letztlich unser Selbstbestimmungsrecht. Hier gilt es, den Anfängen zu wehren! 
Wir, die CDU Saar, bekennen uns - wie die übergroße Mehrzahl unserer 
saarländischen Landsleute - zur Bewahrung von Freiheit und Frieden durch 
die Erhaltung unserer Verteidigungsfähigkeit nach Außen und unserer rechts­
staatlichen Ordnung im Innern. 

Für die äußere Sicherheit und den Schutz unseres Selbstbestimmungsrechtes 
brauchen wir unsere europäischen und amerikanischen Partner in der NATO. 
Wenn wir uns nicht in eine sowjetische Abhängigkeit begeben wollen, dann 
haben wir keine Alternative zum westlichen Verteidigungsbündnis. Nur auf 
diese Weise ist es uns in den letzten 3 Jahrzehnten gelungen, Friede und Frei­
heit für unser Land zu wahren, und nur auf diese Weise wird uns das auch für 
die Zukunft gelingen. Der Friede muß verteidigt werden, damit nicht an die 
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Stelle des Friedens und der den Frieden begründenden Gerechtigkeit, Freiheit 
und Liebe schließlich Gewalt, Unfreiheit, Haß und Rechtlosigkeit treten. 

Wir bekennen uns zur Bundeswehr, die unsere Sicherheit verteidigt, die Frie­
den in Freiheit gewährleistet. Der Dienst unserer jungen Mitbürger in der Bun­
deswehr ist Friedensdienst. Wir wenden uns entschieden gegen jene, die zur 
generellen Verweigerung des Dienstes in der Bundeswehr aufrufen und die 
dienstleistenden Söhne unserer Familien mit Verbrechern auf eine Stufe stel­
len wollen. 

Für die innere Stabilität unserer freiheitlichen demokratischen Ordnung 
brauchen wir die Mitwirkung und Zustimmung der Bürger und den Respekt 
vor dem Rechtsstaat und seinen Institutionen. Nur wer im Innern Frieden halten 
kann, wird auch zur Erhaltung des äußeren Friedens fähig sein. Böse Schlag­
worte wie die Drohung, unser Land "unregierbor" zu machen, sind nicht ge­
eignet, Friedfertigkeit und Bereitschaft zum Ausgleich in unserer Gesellschaft 
zu fördern . Wer solche Drohungen äußert, muß sich nach seiner Verantwor­
tung für den inneren Frieden und für den Bestand der demokratischen Ord­
nung fragen lassen. Wer sich so verhält, spricht sich selbst die Fähigkeit zur 
Regierungsverantwortung ab. 

Wir, die Christlich-Demokratische Union des Saarlandes, werden durch die 
Wahrung der Grundsätze unseres demokratischen und sozialen Rechtsstaa­
tes unser Land regierungsfähig erhalten und ihm eine sichere Zukunft geben. 
Wir werden Toleranz und Liberalität im Innern fördern und dabei gleichzeitig 
dafür sorgen, daß die Rechtsstaatlichkeit jeglichen Handelns gewahrt bleibt. 
Friedfertigkeit im Innern hilft, den Frieden nach Außen und unsere Freiheit zu 
erhalten. Durch enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit unseren 
Freunden im Westen, den Partnern im Nordatlantischen Bündnis werden wir 
unser Land auf friedliche Weise weiter voranbringen. 

Wer mit uns für die Sicherung von Frieden und Freiheit und Recht 
eintritt, 

wer auch künftig ein stabiles Saarland will sowie eine berechen­
bare saarländische Politik, 

wird am 10. März der Christlich-Demokratischen Union Saar 
seine Stimme geben. 

Wir sind mit ganzem Herzen dabei - für unser Saarland! 

Beschluß des Landesparteitages der CDU Soor vom l . 12. 1984 
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